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Krank wegen Heuschnupfen? 
Die Nase juckt, die Augen tränen, die Nase läuft – mit den ersten warmen Temperatu-
ren fängt die Heuschnupfen-Saison wieder an. Die Ausprägungen der Heuschnupfen-
Symptome sind bei jeder Person unterschiedlich. Manche sind kaum, manche sind 
stärker betroffen. Doch ist man dann automatisch krank?  
 
Ist der Mitarbeiter nicht mehr in der Lage, seine Arbeit auszuführen, liegt auch bei 
einem Heuschnupfen/einer starken allergischen Reaktion eine Arbeitsunfähigkeit vor. 
Nicht ausreichend ist, dass der Mitarbeiter aufgrund der Allergie nicht den Weg zur 
Arbeit zurückzulegen kann oder regelmäßige Arztbesuche für medizinische Behand-
lungen der Allergie erforderlich sind. 
 
Grundsätzlich gilt, dass eine Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung eine hohe Beweiskraft 
hat. Hat der Arbeitgeber Zweifel an der Arbeitsunfähigkeit aufgrund einer allergischen 
Reaktion, ist er in der Beweislast.  
 
 

Entgeltabrechnungen als elektronisches Dokument 
Der Arbeitgeber hat dem Arbeitnehmer nach § 108 Abs. 1 Satz 1 der Gewerbeordnung 
bei Zahlung des Arbeitsentgelts eine Abrechnung in Textform zu erteilen. Diese Ver-
pflichtung kann er grundsätzlich auch dadurch erfüllen, dass er die Abrechnung als 
elektronisches Dokument zum Abruf in ein passwortgeschütztes digitales Mitarbeiter-
postfach einstellt. 
 
In einem Betrieb wurde per Betriebsvereinbarung geregelt, dass alle Personaldoku-
mente, insbesondere Entgeltabrechnungen, über einen externen Anbieter in einem di-
gitalen Mitarbeiterpostfach bereitgestellt werden und von den Beschäftigten über einen 
passwortgeschützten Online-Zugriff abrufbar sind. Auf Grundlage dieser Vereinbarung 
stellte der Arbeitgeber die Entgeltabrechnungen nur noch elektronisch zur Verfügung. 
Dem widersprach eine Mitarbeiterin und verlangte, ihr weiterhin Abrechnungen in Pa-
pierform zu übersenden. 
 
Der BAG wies die Klage ab. Erteilt der Arbeitgeber Entgeltabrechnungen, indem er 
diese in ein digitales Mitarbeiterpostfach einstellt, wahrt er damit grundsätzlich die von 
§ 108 Abs. 1 Satz 1 GewO vorgeschriebene Textform. Der Anspruch eines Arbeitneh-
mers auf Abrechnung seines Entgelts ist eine sog. Holschuld. Der Arbeitgeber ist nicht 
für den Zugang der Abrechnung beim Arbeitnehmer verantwortlich. Es genügt, dass 
er die Abrechnung an einer elektronischen Ausgabestelle bereitstellt. Hierbei hat er 
den berechtigten Interessen der Beschäftigten, die privat nicht über die Möglichkeit 
eines Online-Zugriffs verfügen, Rechnung zu tragen.  
 
BAG, Urteil vom 28. Januar 2025, 9 AZR 48/24  
 
Quelle: PM des BAG vom 28. Januar 2025 
 
 

  

https://www.bundesarbeitsgericht.de/presse/entgeltabrechnungen-als-elektronisches-dokument/
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Zugang eines Einwurf-Einschreibens 
Der Zugang eines Kündigungsschreibens bleibt Dauerthema bei den Gerichten. Das 
BAG durfte sich erneut mit der Frage auseinandersetzen, wie der Zugang einer Kün-
digung bei einem Einwurf-Einschreiben zu beweisen ist. 
 
Kündigt der Arbeitgeber das Arbeitsverhältnis, ist er in der Beweispflicht für den Zu-
gang. Im vorliegenden Fall ist der Arbeitgeber seiner Beweispflicht nicht nachgekom-
men.  
 
Grundsätzlich gilt, dass eine Kündigung zugeht, sobald sie in verkehrsüblicher Weise 
in die tatsächliche Verfügungsgewalt des Empfängers gelangt ist und für diesen unter 
gewöhnlichen Verhältnissen die Möglichkeit besteht, von ihr Kenntnis zu nehmen. Zum 
Bereich des Empfängers gehören von ihm vorgehaltene Empfangseinrichtungen wie 
ein Briefkasten. 
 
Bei einem Einwurf-Einschreiben ist die Vorlage des Einlieferungsbeleg mit Datum, 
Uhrzeit und Sendungsnummer sowie der im Internet abgefragte Sendungsstatus nicht 
ausreichend, um den Zugang zu beweisen. Zusätzlich ist die Vorlage des Ausliefe-
rungsbeleges notwendig. Der Sendungsstatus ist kein Ersatz für den Auslieferungsbe-
leg. Aus diesem lässt sich nicht erkennen, wer zugestellt hat, an wen die Zustellung 
erfolgt sein soll (persönlich an den Empfänger, an eine andere Person in dessen Haus-
halt oder Einwurf in den Hausbriefkasten), zu welcher Uhrzeit und an welche Adresse.  
 
BAG, Urteil vom 30.1.2025, 2 AZR 68/24 
 
Praxistipp: Um den Zugang einer Kündigung zu beweisen, ist der Auslieferungsbeleg 
der Post erforderlich. Dieser kann bei der Post innerhalb einer Frist angefordert wer-
den. Der Einlieferungsbeleg und der Sendestatus allein reichen nicht. Es besteht zu-
dem auch die Möglichkeit, den Postzusteller als Zeugen zu benennen. 
 
 

Sonderkündigungsschutz für schwangere Arbeitnehmerinnen  
Erlangt eine Arbeitnehmerin schuldlos erst nach Ablauf der Klagefrist Kenntnis von 
einer beim Zugang des Kündigungsschreibens bereits bestehenden Schwangerschaft, 
ist die verspätete Kündigungsschutzklage auf ihren Antrag nachträglich zuzulassen. 
Das hat das BAG entschieden.  
 
Im vorliegenden Fall kündigte der Arbeitgeber seiner Mitarbeiterin. Das Kündigungs-
schreiben ging ihr am 14. Mai 2022 zu. Am 29. Mai 2022 führte sie einen Schwanger-
schaftstest mit einem positiven Ergebnis durch. Sie bemühte sich sofort um einen Ter-
min beim Frauenarzt, den sie aber erst für den 17. Juni 2022 erhielt. Am 13. Juni 2022 
erhob sie Kündigungsschutzklage und beantragte deren nachträgliche Zulassung. Der 
Frauenarzt bestätigte die Schwangerschaft. Als voraussichtlicher Geburtstermin 
wurde der 2. Februar 2023 errechnet. Danach hatte die Schwangerschaft am 28. April 
2022 begonnen (Rückrechnung vom mutmaßlichen Tag der Entbindung um 280 
Tage). 
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Das BAG bestätigte in der Revision, dass die Kündigung wegen Verstoßes gegen das 
Kündigungsverbot aus § 17 Abs. 1 Nr. 1 MuSchG unwirksam ist. Auch wenn die Kla-
gefrist bereits verstrichen war, war die Klage nachträglich zuzulassen. Grundsätzlich 
beginnt die Klagefrist mit Zugang des Kündigungsschreibens zu laufen. Zu diesem 
Zeitpunkt hatte die Mitarbeiterin jedoch noch keine Kenntnis über die Schwanger-
schaft. Diese Gewissheit hatte sie erst nach der frauenärztlichen Untersuchung am 17. 
Juni 2022. Der vorher durchgeführte Schwangerschaftstest konnte ihr diese Kenntnis 
nicht vermitteln.  
 
BAG, Urteil vom 3. April 2025, 2 AZR 156/24  
 
Quelle: PM des BAG vom 3. April 2025 
 
  

https://www.bundesarbeitsgericht.de/presse/sonderkuendigungsschutz-fuer-schwangere-arbeitnehmerinnen-nachtraegliche-klagezulassung/
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VERANSTALTUNGEN 
 
 
„Early Bird-Reihe zum Arbeitsrecht“ 
 

▪ Arbeitszeit: Was geht und was geht nicht? 
Dienstag, 13. Mai 2025, 08:30 - 09:30 Uhr, Onlineveranstaltung 

 

Anmeldungen bis 12. Mai 2025 2022 unter E-Mail: veranstaltungen@saar-
land.ihk.de oder per Direktlink. 

 
 

▪ Arbeitszeugnis: Wer schreibt, bleibt!? 
Dienstag, 10. Juni 2025, 8.30 - 9.30 Uhr, Onlineveranstaltung 

 

Anmeldungen bis 6. Juni 2025 unter E-Mail: veranstaltungen@saarland.ihk.de 
oder per Direktlink. 
 
 

„Gleicher Lohn für gleiche Arbeit?“ 
Montag, 7. Juli 2025, 18.00 – 19.30 Uhr, IHK Saarland, Raum 1, Franz-Josef-
Röder-Str. 9, 66119 Saarbrücken 
Der Grundsatz „gleicher Lohn für gleiche Arbeit“ ist ein zentrales Thema in der heuti-
gen Arbeitswelt. Die Richtlinie zur Stärkung des Grundsatzes des gleichen Entgelts für 
gleichwertige Arbeit (EU-Entgelttransparenzrichtlinie) bringt umfassende Änderungen 
mit sich, die Arbeitgeber unabhängig von der Unternehmensgröße betreffen. Insbe-
sondere Unternehmen ab 100 Mitarbeitenden werden umfangreiche Berichtspflichten 
erfüllen müssen. Die Umsetzung in nationales Recht ist bis Juni 2026 vorgesehen. 
 
In ihrem Vortrag werden Wolfgang Hardt, Partner bei Ernst & Young Law, und Dr. 
Henning Curti, Partner bei EY, Ihnen die wesentlichen Aspekte der EU-
Entgelttransparenzrichtlinie näherbringen. 
 
Inhaltlich liegen die Schwerpunkte des Vortrages auf den folgenden Aspekten: 
 

• Vermittlung der Grundlagen der Entgelttransparenzrichtlinie und ihrer Anforde-
rungen an die Unternehmen (insbesondere Berichts- und Analysepflichten) 

• Strategien zur Umsetzung der Richtlinie im eigenen Unternehmen 

• Analyse des geschlechtsspezifischen Entgeltgefälles und Maßnahmen zu des-
sen Schließung 

 
Nutzen Sie die Gelegenheit, sich über die Auswirkungen der Richtlinie zu informieren 
und ihr Unternehmen schon jetzt auf die neuen Vorgaben vorzubereiten. 
 
Anmeldungen bis 4. Juli 2025 unter E-Mail: veranstaltungen@saarland.ihk.de oder 
per Direktlink. 

 
 

  

mailto:veranstaltungen@saarland.ihk.de
mailto:veranstaltungen@saarland.ihk.de
https://www.saarland.ihk.de/ihk-saarland/Integrale?SID=C3AA41C435856DBD605D3BFC4BAA439D&ACTION=ViewPageView&MODULE=Frontend&PageView.PK=15&Document.PK=18722
mailto:veranstaltungen@saarland.ihk.de
https://www.saarland.ihk.de/p/Early_Bird_Arbeitszeugnis_Wer_schreibt,_bleibt_Webinar-15-18723.html
mailto:veranstaltungen@saarland.ihk.de
https://www.saarland.ihk.de/p/Gleicher_Lohn_f%C3%BCr_gleiche_Arbeit-15-18808.html
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„Verjährung: Was ist zu berücksichtigen?“ 
Dienstag, 23. September 2025, 18:00 - 19:30 Uhr, Raum 1-3, IHK Saarland, Franz-
Josef-Röder-Straße 9, 66119 
Dem täglichen Geschäftsverkehr liegen vielfältige Vertragsformen zugrunde, die sehr 
unterschiedliche Verjährungsfristen haben. Ergreift der Gläubiger nicht die richtigen 
Maßnahmen, können einige dieser Forderungen bereits nach 6 Monaten dauerhaft 
verjähren und fallen somit komplett aus. Denn: Die Geltendmachung eines Zahlungs-
anspruchs ist zeitlich nur begrenzt möglich. 
 
Frank Bintz, Geschäftsführer ADVIN Inkassoservice GmbH, Saarbrücken, zeigt 
Ihnen auf, wie die Verjährungsfristen sich berechnen und wann die Verjährung von 
Ansprüchen droht. Gleichzeitig gibt er Ihnen Handlungsinstrumente an die Hand, die 
Sie als Unternehmer eigenständig anwenden können, um eine drohende Verjährung 
abzuwenden. Gerade jetzt mit dem sich ankündigenden Jahresende ist es an der Zeit, 
dass jeder Unternehmer seine offenen Rechnungen überprüft und aktiv wird. 
 
Anmeldungen bis 22. September 2025 unter E-Mail: veranstaltungen@saar-
land.ihk.de oder per Direktlink. 
 
 
  

mailto:veranstaltungen@saarland.ihk.de
mailto:veranstaltungen@saarland.ihk.de
https://www.saarland.ihk.de/p/Verj%C3%A4hrung_Was_ist_zu_ber%C3%BCcksichtigen-15-18810.html
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Die in dem Newsletter Arbeitsrecht enthaltenen Angaben sind mit größtmöglicher 
Sorgfalt erstellt worden. Dennoch kann für Vollständigkeit, Richtigkeit sowie für zwi-
schenzeitliche Änderungen keine Gewähr übernommen werden.  
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